
 

 
 

Überfraktioneller Beschlussantrag „ Kita Versorgung Mühlenbecker Land “ 

 

CDU / FDP             SPD / Bündnis90 die Grünen 

 

Mühlenbecker Land, 10.06.2015 

 

Beschlussantrag: 

 

Die Verwaltung wird beauftragt für den Krippen- und Kita-Bereich im Haushaltsjahr 2016 
Kosten für den Zuschuss der häuslichen Ersparnis für das Mittagessen, Finanzierung 
Frühstück und Vesper sowie den Zuschuss für technisches Personal einzuplanen. 

Die Höhe liegt bei ca. 600 Kinder bei ca. 150.000 € 

 

Begründung: 

Das Kita-Gesetz des Landes Brandenburg in § 17 und §3 Abs. 2 Nummer 7 sind hier als 
Grundlage zu nehmen. Zum §3 Abs.2 Nummer 7 sieht das Ministerium hier die Aufgabe bei 
dem Träger der Einrichtungen für Frühstück und Vesper zu sorgen. 

Für den § 17 Elternbeitrag gibt es verschiedenste Auffassungen von der Höhe der Beiträge 
(1,50 € bis 1,70€ pro Mittagessen pro Kind). Zu Zeit läuft ein aktuelles Klageverfahren der 
Stadt Prenzlau über die Höhe der Elternbeiträge, dieses sollte abgewartet werden, um eine 
Rechtssicherheit zu haben. 

Es ist wichtig, dass wir uns als Gemeinde Mühlenbecker Land an die bestehende 
Gesetzeslage halten und auf diesen Bereich gut vorbereitet sind. 

Als Anlagen sind die Auszüge aus dem Kita- Gesetzt beigefügt. 

 

 

 

 

CDU / FDP                                                               SPD / Bündnis 90 die Grünen 

Fraktionsvorsitzender                                            Fraktionsvorsitzender             

Mario Müller                                                            Otto Saro     

 



 

 
 

 

Anlage zum Beschlussantrag  
 

§ 17 

Elternbeiträge 

(1) Die Personensorgeberechtigten haben Beiträge zu den Betriebskosten der Einrichtungen 
(Elternbeiträge) sowie einen Zuschuss zur Versorgung des Kindes mit Mittagessen in Höhe der 
durchschnittlich ersparten Eigenaufwendungen zu entrichten (Essengeld). Die Elternbeiträge beziehen 
sich auf alle mit der Erziehung, Bildung, Betreuung und Versorgung des Kindes verbundenen 
Leistungen. Für Kinder, deren Personensorgeberechtigten für diese Kinder Hilfe nach den §§ 33, 34 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch erhalten, übernimmt der für diese Leistung zuständige örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Elternbeiträge in Höhe des Durchschnitts der Elternbeiträge 
des Trägers.  
(2) Die Elternbeiträge sind sozialverträglich zu gestalten und nach dem Elterneinkommen, der Zahl 
ihrer unterhaltsberechtigten Kinder sowie dem vereinbarten Betreuungsumfang zu staffeln.  
(3) Die Elternbeiträge werden vom Träger der Einrichtung festgelegt und erhoben. Über die 
Grundsätze der Höhe und Staffelung der Elternbeiträge ist Einvernehmen mit dem örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe herzustellen. Gemeinden oder Gemeindeverbände als Träger der 
Einrichtungen können die Elternbeiträge und das Essengeld durch Satzung festlegen und als 
Gebühren erheben.  
 

§ 3 

Aufgaben und Ziele der Kindertagesstätte 

(1) Kindertagesstätten erfüllen einen eigenständigen alters- und entwicklungsadäquaten Betreuungs-, 
Bildungs-, Erziehungs- und Versorgungsauftrag. Die Bildungsarbeit der Kindertagesstätte unterstützt 
die natürliche Neugier der Kinder, fordert ihre eigenaktiven Bildungsprozesse heraus, greift die 
Themen der Kinder auf und erweitert sie. Sie ergänzen und unterstützen die Erziehung in der Familie 
und ermöglichen den Kindern Erfahrungen über den Familienrahmen hinaus. Die gemäß § 23 Abs. 3 
vereinbarten Grundsätze über die Bildungsarbeit in Kindertagesstätten bilden den für alle 
Einrichtungen verbindlichen Rahmen. Der eigenständige Bildungs- und Erziehungsauftrag der 
Kindertagesstätten schließt ein, die Kinder in geeigneter Form auf die Grundschule vorzubereiten. Die 
Kindertagesstätten sind berechtigt und verpflichtet, bei den von ihnen betreuten Kindern im letzten 
Jahr vor der Einschulung den Sprachstand festzustellen und, soweit erforderlich, Sprachförderkurse 
durchzuführen. Einrichtungen in freier Trägerschaft können diese Aufgabe auch für Kinder 
durchführen, die in keinem Betreuungsverhältnis zu einer Kindertageseinrichtung stehen; kommunale 
Einrichtungen sind hierzu verpflichtet. Die Durchführung der Sprachstandsfeststellung und 
Sprachförderung lässt Leistungsverpflichtungen anderer Sozialleistungsträger unberührt. 
(2) Kindertagesstätten haben insbesondere die Aufgabe,  

1. die Entwicklung der Kinder durch ein ganzheitliches Bildungs-, Erziehungs-, Betreuungs- und 
Versorgungsangebot zu fördern, 

2. den Kindern Erlebnis-, Handlungs- und Erkenntnismöglichkeiten ausgehend von ihren 
Bedürfnissen in ihrem Lebensumfeld zu erschließen, 

3. die Eigenverantwortlichkeit und Gemeinschaftsfähigkeit der Kinder zu stärken, unter anderem 
durch eine alters- und entwicklungsgemäße Beteiligung an Entscheidungen in der Einrichtung,  



 

 
 

4. die Entfaltung der körperlichen, geistigen und sprachlichen Fähigkeiten der Kinder sowie ihrer 
seelischen, musischen und schöpferischen Kräfte zu unterstützen, regelmäßig den 
Entwicklungsstand der Kinder festzustellen und dem Kind Grundwissen über seinen Körper zu 
vermitteln, 

5. die unterschiedlichen Lebenslagen, kulturellen und weltanschaulichen Hintergründe sowie die 
alters- und entwicklungsbedingten Bedürfnisse der Jungen und Mädchen zu berücksichtigen; 
im angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden ist die Vermittlung und Pflege der 
sorbischen/wendischen Sprache und Kultur zu gewährleisten, 

6. das gleichberechtigte, partnerschaftliche, soziale und demokratische Miteinander sowie das 
Zusammenleben von Kindern mit und ohne Behinderungen zu fördern, 

7. eine gesunde Ernährung und Versorgung zu gewährleisten, 

8. einen verantwortungsvollen Umgang mit der Umwelt zu vermitteln und einen nach 
ökologischen Gesichtspunkten gestalteten Lernort zu bieten. 

  
 
 
  
 
 


